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Gleiche Trends – unterschiedliche 
Auswirkungen
Aktuelle Umfragen haben drei große He­
rausforderungen für Kommunen identifi­
ziert: Digitalisierung, budgetärer Druck und 
demografischer Wandel.1 Ihre Auswirkun­
gen sind überall spürbar, gerade die beiden 
Letztgenannten treffen die Kommunen je­
doch in unterschiedlichem Maße. 

So gibt es zahlreiche große Städte und 
Ballungszentren, die geprägt sind von 
stetiger Zuwanderung und Unterneh­
mensansiedlungen. Die Herausforderun­
gen für diese Kommunen liegen in der 
Bewältigung der Wohnungsknappheit 
und einer zunehmend erhöhten Nach­
frage nach Verwaltungsdienstleistungen. 
In kleinen Städten und Gemeinden auf 
dem Land hingegen nehmen die Bevöl­
kerungszahlen immer mehr ab und der 
Altersdurchschnitt steigt. Auf der ande­
ren Seite gibt es aber auch florierende 
Kleinstädte, die sich durch erfolgreiche 
Selbstorganisation den Folgen des de­
mografischen Wandels entgegenstellen 
und bislang ein funktionierendes Gemein­
deleben aufrechterhalten haben. 

Auch finanziell klafft die Schere zwischen 
den Kommunen immer weiter auseinan­
der; während die einen Schulden ab­
bauen, wächst in anderen Kommunen 
der Schuldenberg.2  

1	 Vgl. Hertie School of Governance und Wegweiser GmbH Berlin 
Research & Strategy (2016): Zukunftspanel Staat & Verwaltung.  
(Sonderauswertung für die kommunale Ebene)

2	 Vgl. Bertelsmann Stiftung (2015): Kommunaler Finanzreport 2015

Ob Haushaltslage oder die Zusammensetzung der Einwohnerschaft – die Ausgangsbasis deut-

scher Kommunen ist kaum vergleichbar. Auch die zukünftige Entwicklung dürfte in unterschied-

liche Richtungen verlaufen. Im Institut für den öffentlichen Sektor haben wir dennoch einen  

Blick in die Zukunft gewagt und gemeinsam mit unserem wissenschaftlichen Partner, der Hertie 

School of Governance, vier Szenarien für die Kommunalverwaltung im Jahr 2040 erarbeitet. 

Ein Blick in die Zukunft der 
Kommunalverwaltung

Wesentliche Einflussfaktoren  
auf die Kommunen 
Abstrakt betrachtet wirken drei unter­
schiedliche Systeme auf die Kommunal­
verwaltung ein. Hierzu zählt das ökono-
mische System, also die Zahl und Ent­
wicklung der Unternehmensansiedlung, 
die Arbeitsmarktsituation und die Ein­
kommensstruktur der Bürger. Zudem be­
einflusst das soziokulturelle System – 
also die Alters- und Sozialstruktur, das 
Bildungsniveau oder die Bevölkerungszu­
sammensetzung – die Entwicklung in der 
Kommune. Wesentlich ist auch die Aus­
gestaltung des politisch-administrati-
ven Systems, nicht zuletzt der politische 
Handlungsspielraum der Kommunen und 
die Rahmensetzungen für Digitalisierung 
und E-Government. 

Angesichts der in der Praxis kaum ver­
gleichbaren Ausgangslagen müssen die 
Kommunen auf die individuellen Ent­
wicklungen reagieren und sich an die  
Anforderungen ihres sozialen und ökono­
mischen Umfelds anpassen. Dazu zählt 
auch, sich mit den dynamischen Ansprü­
chen der Einwohnerschaft auseinander­
zusetzen. Vor diesem Hintergrund stellt 
sich die Frage, welche Verwaltungsstruk­
turen man sich in Zukunft leisten will und 
kann. 

Der Blick in das Jahr 2040 –  
vier Szenarien für die Kommunal­
verwaltung 
Alle geschilderten Einflussfaktoren nach 
unterschiedlichen Varianten zu analysie­

ren, würde eine Untersuchung mit sehr 
hoher Komplexität und entsprechendem 
Umfang erfordern. Im Ergebnis würden 
kaum handhabbare Szenarien für die Zu­
kunft entstehen. Sinnvoller ist es daher, 
die Vielzahl der Einflussfaktoren auf zwei 
besonders wesentliche zu verdichten. 

Ein hilfreiches Instrument ist hierfür die 
Szenarioachsen-Methode.3 Sie erlaubt 
die Beschreibung multipler Zukunftsalter­
nativen, wobei innerhalb einer Szenario­
matrix zwei maßgebliche Faktoren in 
Form von Achsen variiert werden. Durch 
die jeweiligen extremen Ausprägungen 
der beiden Faktoren entstehen vier gegen­
sätzliche Pole (vergleiche Abbildung 1, 
Seite 20). Das Ergebnis sind vier Zukunfts­
bilder, die sich aus der Kombination der 
vier Extrempole beschreiben lassen. Es 
handelt sich dabei nicht um eine wissen­
schaftliche Vorausschau, sondern um die 
subjektive, gleichwohl in sich konsis­
tente, Beschreibung unterschiedlicher Si­
tuationen in der Zukunft vor dem Hinter­
grund der bewusst ins Extrem gedehnten 
Entwicklung zweier Einflussfaktoren. 

Bei der Wahl der Faktoren für die Szena­
rioachsen haben wir uns bewusst auf  
die Einwohnerschaft konzentriert. Eine 
zukunftsfähige Kommunalverwaltung 
muss sich auf die Erwartungshaltung der 
Bürger einstellen. Die Bürger sind nicht 
nur als „Kunden“, sondern auch als poli­

3	 Vgl. zur Methodik der Szenarioplanung Van’t Klooster, S. /  
van Asselt, M. (2006): Practising the scenario-axis technique.  
In: Futures (38), S. 15–30
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tische Auftraggeber und Mitgestalter 
kommunalen Lebens zu verstehen. Sie 
sollten aus unserer Sicht der maßgebli­
che Akteur für die Gestaltung der kom­
munalen Verwaltung sein.

Unsere beiden Faktoren beschreiben 
also zum einen die Einstellung der Bürger 
zur Digitalisierung („digitale Akzeptanz“) 
und zum anderen das bürgerschaftliche 
Engagement („Aktivitätsgrad“). Beim 
„Grad der digitalen Akzeptanz“ gibt es 
zwei extreme Ausprägungen, den „ana­
logen Bürger“, der vor allem um Daten­
schutz besorgt ist und persönlichen Kon­
takt mit der kommunalen Verwaltung be­
vorzugt, und den „digitalen Bürger“ mit 
sehr hoher digitaler Kompetenz und Akti­
vität. Beim „Aktivitätsgrad des Bürgers“ 
gibt es auf der einen Seite den „beque­
men Bürger“, der durch sehr wenig ge­
sellschaftliches Engagement, einen ge­
ringen Grad der Eigenverantwortung, 
Desinteresse an staatlichen Institutionen 
und am privaten Nutzen orientiertes Ver­
halten gekennzeichnet ist. Der „Tu-Bür­
ger“ hingegen engagiert sich intensiv, 
lebt einen ausgeprägten Gemeinschafts­
sinn und bringt sich in sehr hohem Maße 
aktiv in alle Entscheidungsprozesse ein. 
Er ist aber auch extrem anspruchsvoll ge­
genüber öffentlichen Institutionen und 
kaum bereit, belastende Verwaltungs­
akte zu akzeptieren. 

Aus diesen beiden Faktoren mit ihren zwei 
extremen Ausprägungen lassen sich nun 
vier kommunale Zukunftsszenarien mit 
einer jeweils passenden Kommunalver­
waltung für das Jahr 2040 zeichnen (ver­
gleiche Abbildung 1 und oben stehende 
Textkästen).

Quo vadis Kommune? 
Die Kommunen in Deutschland werden 
sich mit ihren individuellen Besonder­
heiten in unterschiedliche Richtungen 
entwickeln. Je nachdem, wie sich die re­
gulatorischen Rahmenbedingungen auf 
Bundes- und Landesebene ausgestalten, 

wird der eine oder andere beschriebene 
Trend verstärkt oder abgemildert auftre­
ten. Bereits jetzt sind Elemente aller Sze­
narien zu beobachten. 

Das Szenario „Online-Discounter-Ver­
waltung“ zum Beispiel könnte die Folgen 
der Umsetzung weiterer Gebietsrefor­
men skizzieren. Danach werden die Ver­
waltungsgebiete immer größer und ein 
minimales digitales Verwaltungsangebot 
ermöglicht die Erreichbarkeit in der Flä­
che. Kommunen müssen hierbei aber da­
rauf achten, durch diese Onlinedienste 
nicht obsolet zu werden. Onlineangebote 

Boutique-Verwaltung

– �Persönliche, individuelle  
Leistungserbringung

– �Zugeschnitten auf den  
anspruchsvollen und  
engagierten Tu-Bürger

Tante-Emma-Verwaltung

– �Bürgernahe Abdeckung des  
Grundbedarfs

– �Ergänzende Serviceleistungen  
gegen Bezahlung

– �Leistungserbringung nah am  
Bürger

Kollaborative Verwaltung

– �Onlinebasierte  
Formularbausteine

– Kollaborative Governance

Online-Discounter- 
Verwaltung

– Billiges Standardprodukt

– �Onlinebasierte Verwaltungs­
leistung von der Stange

Der Tu-Bürger

Der bequeme Bürger

Der digitale BürgerDer analoge Bürger GRAD DER DIGITALEN AKZEPTANZ
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Abbildung 1: Kommunalverwaltung der Zukunft 2040

Analoge Tu-Bürger:  
die Boutique- 
Verwaltung

Die Kommunalverwaltung im Jahr 2040 ist 

sehr kleinteilig strukturiert und von zahlrei-

chen Spezialbehörden dominiert. Standardi-

sierte Prozesse sind kaum vorhanden, weil 

sie nicht mehr durchsetzbar sind. Stattdes-

sen wird in personalintensiven persönlichen 

Gesprächen nach maßgeschneiderten 

Lösungen für die individuellen Bedürfnisse 

der Bürger gesucht. Der Dienstleistungs

gedanke steht an oberster Stelle des Ver-

waltungshandelns. Allerdings besteht mit 

einer leistungsorientierten Vergütung für  

die „Bürgerberater“ auch ein finanzieller 

Anreiz, den enormen Anforderungen an die 

öffentliche Verwaltung gerecht zu werden.

Analoge und bequeme  
Bürger: die Tante-
Emma-Verwaltung

Die Kommunalverwaltung im Jahr 2040 

generiert keinen zeitlichen oder organisato

rischen Mehraufwand für den Bürger. Ver-

waltungsgänge können bequem im Zusam-

menhang mit anderen Dienstleistungen 

etwa in Einzelhandelsgeschäften, Banken, 

Ausgabestellen oder in einem mobilen 

Rathaus erledigt werden. Der Staat hat 

seine eigene Verwaltungsinfrastruktur wei-

testgehend aufgegeben und vergibt statt-

dessen Konzessionen an Private. Der jewei-

lige Leistungserbringer vor Ort kennt  

die Bedürfnisse des Bürgers und bietet bei 

Nachfrage individuelle Lösungen an. 

Quelle: Institut für den öffentlichen Sektor e.V. (2016):  
Kommunen der Zukunft – Zukunft der Kommunen, S. 35
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sind überall auf der Welt verfügbar und 
dem Bürger ist es letztlich egal, welche 
Verwaltungsebene für sein Anliegen zu­
ständig ist. Stattdessen könnte sich in 
Landgemeinden ohne digital aktive Bür­
ger eine regional verankerte Kommunal­
verwaltung im Stil der Tante-Emma-Ver­
waltung entwickeln. Statt Zentralisierung 
wären dann inter- und intrakommunale 
Kooperationen sowie die Zusammenar­
beit mit privaten und Nonprofit-Anbietern 
das Mittel der Wahl, um das kommunale 
Leistungsspektrum und vor allem die 
Nähe zum Bürger aufrechtzuerhalten.
 
Am hochwertigsten – allerdings auch am 
teuersten – erscheint die Boutique-Ver­
waltung. Für wenige „reiche“ Kommu­
nen ohne budgetären Druck könnte dies 
das präferierte Verwaltungsmodell sein. 
Doch viele Kommunen werden den Er­
wartungen ihrer zum Teil anspruchsvol­
len Bürger durch weniger aufwendige 
Modelle gerecht werden müssen. Dies 
würde eher für die Ausprägung einer 
„kollaborativen Verwaltung“ sprechen. 
Sie dürfte dem derzeit rasant verlaufen­
den flächendeckenden Digitalisierungs­
trend entsprechen und auf dieser Basis 
gleichzeitig ausreichend Mitsprachemög­
lichkeiten für die Bürger bieten. 

Kommunale Handlungsfähigkeit 
wiederbeleben
Welchen Weg welche Kommune neh­
men wird, ist offen. Die entscheidende 
Vorbedingung für alle Szenarien ist je­
doch, dass eine hohe kommunale Gestal­

tungsfreiheit besteht. Dies ist notwen­
dig, um vor dem Hintergrund bereits sehr 
unterschiedlicher Ausgangssituationen 
den hier simulierten zukünftig veränder­
ten Erwartungen der Bürger entspre­
chen zu können. Doch gerade diese not­
wendige Handlungsfreiheit droht heute 
in vielen Kommunen verloren zu gehen, 
denn sie sind bereits jetzt immer mehr zu 
den Ausführungsgehilfen des Bundes und 
der Länder geworden. 

Damit die Kommunen handlungsfähig 
bleiben, benötigen sie ausreichend fi­
nanzielle Mittel. Es liegt an Bund und 
Ländern, einen finanziellen und regulato­
rischen Rahmen zu schaffen, der zu­
kunftsfähiges kommunales Handeln er­
möglicht. Eine neue Einnahmestruktur 
durch selbst gestaltbare Einkünfte (zum 
Beispiel ein Zuschlagsrecht auf die Ein­
kommenssteuer oder eine Revitalisie­
rung der Grundsteuer) kann ein Weg 
dorthin sein. Gleichzeitig muss es eine 
konsequente föderale Entflechtung von 
Aufgaben und Finanzströmen geben, um 
eine steigende Eigenverantwortung zu 
erreichen und das Konnexitätsprinzip zu 
sichern. 

Die Kommunen der Zukunft benötigen 
ein neues kommunales Selbstverständ­
nis, alternativ zu Gebietsreformen, durch 
die Verwaltungen immer weiter weg 
vom Bürger rücken, mit sehr viel mehr 
Mut zum „small is beautiful“ – das heißt 
der Belebung kleiner Einheiten trotz Ab­
wanderung und Alterung. Angesichts der 

steigenden Zahl an Bürgerbegehren soll­
ten Kommunalverwaltungen die Wieder­
belebung der lokalen Demokratie unter­
stützen. Sie sollten verstärkt die Bedürf­
nisse ihrer Bürger erfragen und bei ihren 
Entscheidungen die aktiven „Tu-Bürger“ 
einbeziehen bzw. versuchen, den äußerst 
passiven „bequemen Bürger“ zu aktivie­
ren. Die Verwaltungen müssen sich – 
unter Beachtung des Datenschutzes – 
insgesamt stärker gegenüber neuen Tech­
nologien, innovativen Lösungen, Erwar- 
tungen und Anforderungen aus Einwoh­
nerschaft, Privatwirtschaft und „Drittem 
Sektor“ öffnen. 

Um sich zukunftsfähig aufzustellen, müs­
sen die Kommunalverwaltungen Gestal­
tungsfreiheit genießen. Gestaltung vor 
Ort und mit den Bürgern muss möglich 
sein, ansonsten gerät die Kommune ne­
ben den anderen staatlichen Ebenen ins 
Hintertreffen. Denn es ist schließlich die 
Kommunalverwaltung und nicht das 
Land oder gar der Bund, die das tägliche 
Leben vor Ort gestaltet. 

Franziska Holler, Ferdinand Schuster,  
Jens Carstens

In der Studie „Kommunen der Zukunft – Zukunft 

der Kommunen“ des Instituts für den öffentlichen 

Sektor werden bisherige Reformerfahrungen 

analysiert und Handlungsmöglichkeiten entwickelt. 

Zudem werden vier Szenarien zur Kommunal­

verwaltung im Jahr 2040 entworfen. Download 

der Studie unter www.publicgovernance.de. 

Digitale Tu-Bürger:  
die kollaborative  
Verwaltung

Die Kommunalverwaltung im Jahr 2040 

ermöglicht die digitale Abwicklung von 

Verwaltungsvorgängen und bietet eine 

Onlineplattform zum partizipativen Aus-

tausch mit den Bürgern. Alle Bürger besitzen 

ein individuelles Onlineprofil, in dem bio

metrische Daten zu Identifikationszwecken 

hinterlegt sind. Je nach Angabe der Präfe-

renzen des Bürgers werden dort die relevan-

ten Verwaltungsvorgänge bereitgestellt,  

der Bürger kann dann aus modular aufge-

bauten Formularen die für ihn passenden 

auswählen. Parallel kann er über die Plattform 

bequem seine Anliegen kommunizieren  

und sich bei öffentlichen Entscheidungspro-

zessen und Bürgerinitiativen beteiligen.

Digitale und bequeme  
Bürger: die Online- 
Discounter-Verwaltung

Die Kommunalverwaltung im Jahr 2040 

muss im Netz leicht zugänglich sein und  

ist vollständig auf zentral vorgehaltene 

Onlineverfahren umgestellt. Die persönliche 

Identifikation erfolgt durch elektronische 

Signaturen und biometrische Daten. Die 

Verwaltung hat sich komplett aus der Fläche 

zurückgezogen. Ein direkter Bürgerkontakt 

besteht nur noch in wenigen Dienstleis-

tungszentren, die in Ausnahmefällen tätig 

werden. Zentral vorgegebene, standardi-

sierte Formulare und Vorgehensweisen 

reduzieren den Personalbedarf auch für 

nicht elektronische Dienstleistungen auf ein 

Minimum.
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